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Antrag 
 
 
der Fraktion der AfD 
 
 
 
Wannsee 2.0? Propaganda statt Journalismus! Diese Medienlüge muss drastische 
Konsequenzen haben: Defund Correctiv! 
 
 
I. Ausgangslage 
 
 
Die Medienorganisation Correctiv mit Hauptsitz in Essen1 veröffentlichte im Januar 2024 ei-
nen Bericht über ein vermeintliches Geheimtreffen am 25. November 2023 in Potsdam. Da-
bei soll u. a. ein Masterplan zur millionenfachen Abschiebung von Menschen mit Migrations-
hintergrund, die deutsche Staatsangehörige sind, diskutiert worden sein. An diesem Treffen 
nahmen u. a. Politiker der CDU und AfD teil.  
 
Der österreichische Aktivist Martin Sellner trug dort seine Ideen zum Thema Remigration vor. 
Dabei habe er sogar darauf hingewiesen, dass Menschen mit doppelter Staatsangehörigkeit, 
also einer weiteren neben der deutschen, nicht ausgewiesen werden dürfen.2  
 
Das Landgericht Berlin II hat Correctiv in seinem Urteil vom 17. März 2026 untersagt zu be-
haupten, dass im Rahmen der Gespräche in Potsdam die folgenden Punkte geplant wurden:
  
 
1. Ein Masterplan zur Ausweisung von deutschen Staatsangehörigen, der dem Grundge-

setz widerspricht, 
2. eine Ausbürgerung deutscher Staatsangehöriger, 
3. der Entzug der deutschen Staatsangehörigkeit von Menschen mit zwei Pässen.3 
 
Das LG Berlin II hat in seiner Urteilsbegründung4 unmissverständlich festgestellt, dass die 
Kernaussage von Correctiv, es habe in Potsdam einen „Masterplan zur Ausweisung deutscher 
Staatsbürger“ gegeben, eine unwahre Tatsachenbehauptung oder, konträr zu einem Urteil des 
LG Hamburg, eine völlig haltlose Meinungsäußerung ist. Das Landgericht rügte außerdem, 

 
1 https://correctiv.org/, abgerufen am 20.04.2026 
2 https://www.welt.de/politik/deutschland/article69de637129e54b63db390d71/potsdamer-treffen-unklar-ungenau-
und-unvollstaendig-wie-das-landgericht-berlin-das-correctiv-urteil-begruendet.html, abgerufen am 20.04.2026 
3 Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/article69de637129e54b63db390d71/potsdamer-treffen-unklar-unge-
nau-und-unvollstaendig-wie-das-landgericht-berlin-das-correctiv-urteil-begruendet.html, abgerufen am 
20.04.2026; https://www.hoecker.eu/news/die-kernaussagen-im-bericht-zum-potsdam-treffen-sind-glatt-gelogen-
vernichtende-urteilsbegr%C3%BCndung-im-verfahren-gegen-correctiv, abgerufen am 20.04.2026 
4 Az. 27 O 379/25 in https://www.juris.de/static/infodienst/autoren/D_NJRE001639105.htm, abgerufen am 
27.04.2026 
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Correctiv habe die Leser bewusst unvollständig berichtet, da der Referent Martin Sellner die 
rechtliche Unmöglichkeit einer solchen Ausweisung ausdrücklich betont hatte, laut LG Berlin 
II sei, unter Bezug auf diverse höchstrichterliche Urteile, eine „unvollständige Berichterstattung 
wie eine unwahre Tatsachenberichterstattung zu behandeln und deshalb zu unterlassen“4. 
 
Diese Berichterstattung hatte Massendemonstrationen in Deutschland, insbesondere gegen 
die AfD, zur Folge. Als zusätzlichen Nebeneffekt wurden dadurch die damals laufenden Bau-
ernproteste und die Anliegen der Bauernschaft aus der Berichterstattung und damit auch aus 
der öffentlichen Wahrnehmung verdrängt. 
 
Politiker von Union, SPD, Grüne, FDP haben das jetzt gerichtlich zertrümmerte Lügengebäude 
völlig ungeprüft als Wahrheit übernommen, weil es perfekt zu deren Agenda der Dämonisie-
rung der AfD, ihrer Vertreter und ihres Umfeldes passt. Folge waren maßlose rhetorische Es-
kalation und Holocaust-Vergleiche in Debatten sowie Hass und Hetze gegen die AfD in sozia-
len Medien und im öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Besonders scharf entblößte sich die da-
malige Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) moralisch, als sie das Treffen in die di-
rekte Tradition der menschenverachtenden Rassengesetze und der Wannseekonferenz 
stellte.5 Das LG Berlin II hat genau diesen von Correctiv gezogenen assoziativen Bezug zur 
Wannseekonferenz extrem kritisch bewertet, da er geeignet sei, die „Reputation der Betroffe-
nen dauerhaft zu zerstören“4,6. Andere Medien, vor allem der Spiegel und der öffentlich-recht-
liche Rundfunk sowie Politiker haben sich durch die Übernahme dieses Framings dem Vorwurf 
ausgesetzt, eine unverhältnismäßige „systematische Rufmordkampagne“7 gegen die Opposi-
tion befeuert und dabei historische Verbrechen instrumentalisiert zu haben. Die Parteien und 
ihr politmediales Vorfeld haben die Massenhysterie bewusst orchestriert, um eine Verbotsde-
batte gegen die AfD anzustoßen, was nach der Demontage der juristischen Faktenbasis durch 
das LG Berlin II von vielen Kommentatoren des Urteils nur als Wählertäuschung oder auch als 
Propaganda gewertet werden kann. 
 
Auch der Landtag Nordrhein-Westfalen hat infolge dieser offensichtlichen Fake News eine Ak-
tuelle Stunde auf Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, Grünen und FDP in der Plenarsitzung 
am 24. Januar 2024 durchgeführt. Im Text des Antrags wurde explizit auf die Recherchen von 
Correctiv Bezug genommen:  
 
„Anlass für die Versammlungen sind die Ergebnisse des Recherchenetzwerks CORRECTIV 
mit Sitz in Essen. Mit ihrer investigativen Recherche deckten Journalistinnen und Journalisten 
konkrete Pläne von Rechtsextremen zur Zwangsdeportation von Millionen Menschen mit Mig-
rationshintergrund aus Deutschland auf. Der friedliche Protest macht deutlich, dass die Mehr-
heit der Menschen in Nordrhein-Westfalen gegen jeglichen Rassismus, Antisemitismus und 
Rechtsextremismus einsteht.“8 
 
Alle Fraktionen des Landtags mit Ausnahme der AfD haben sich offensichtlich ungeprüft die 
Mär von irgendwelchen Massendeportationsfantasien zu eigen gemacht. Im Rahmen dieser 
Debatte wurden die Correctiv-Recherche von den anderen vier Fraktionen als die einzige 
Wahrheit angesehen.9  
 

 
5 https://www.spiegel.de/politik/nancy-faeser-zu-geheimtreffen-von-rechtsextremisten-das-weckt-unwillkuerlich-
erinnerungen-an-die-furchtbare-wannseekonferenz-a-20e069ff-e225-41ae-9f5e-9721aba0c8f6, abgerufen am 
20.04.2026 
6 https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/so-begruendet-das-lg-berlin-ii-die-correctiv-niederlage, abgerufen am 
27.04.2026 
7 Kommentar von Nius-Autor Andreas Dorfmann zum Correctiv-Urteil des LG Berlin II in ‚NIUS Live am Abend‘ 
vom 18.03.2026, https://www.youtube.com/watch?v=H5_EP2j5-3Y, abgerufen am 20.04.2026 
8 Drucksache 18/7833 
9 Vgl. Plenarprotokoll 18/54  

https://www.spiegel.de/politik/nancy-faeser-zu-geheimtreffen-von-rechtsextremisten-das-weckt-unwillkuerlich-erinnerungen-an-die-furchtbare-wannseekonferenz-a-20e069ff-e225-41ae-9f5e-9721aba0c8f6
https://www.spiegel.de/politik/nancy-faeser-zu-geheimtreffen-von-rechtsextremisten-das-weckt-unwillkuerlich-erinnerungen-an-die-furchtbare-wannseekonferenz-a-20e069ff-e225-41ae-9f5e-9721aba0c8f6
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/so-begruendet-das-lg-berlin-ii-die-correctiv-niederlage
https://www.youtube.com/watch?v=H5_EP2j5-3Y
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Der CDU-Fraktionsvorsitzende Thorsten Schick meinte in seiner Rede, in der er den „Journa-
listen“ dankte: „Was mich besonders schockiert hat – aber ich glaube, das gilt für alle hier –, 
ist das Treffen in einem Hotel in Potsdam. Die AfD hat sich bis heute nicht davon distanziert. 
Es wurde über die Vertreibung von Millionen Menschen aus Deutschland gesprochen. Ein 
ungeheurer Vorgang! Ein Tabubruch! Ich danke den Journalistinnen und Journalisten, die das 
aufgedeckt haben. Auch das ist Teil einer funktionierenden Demokratie.“ 
 
Das Protokoll belegt, dass die AfD aus Teilen der SPD in Zwischenrufen als „Nazipartei“ be-
zeichnet wurde. Der SPD-Fraktionsvorsitzende Jochen Ott behauptete, dass die AfD die frei-
heitliche demokratische Grundordnung abschaffen wollen würde: „Wir wissen doch alle, was 
die Stunde geschlagen hat. Bevor die AfD ihre Vertreibungsfantasien umsetzen kann, wird sie 
den Rechtsstaat ausschalten, Grundrechte einschränken und die Meinungsfreiheit abschaffen 
müssen. Sie wird Deutschland aus der Europäischen Union führen müssen. Genau das kün-
digt sie ja auch an. Deshalb sollte sich niemand etwas vormachen. AfD-Politik bedeutet Unsi-
cherheit, Gewalt und den wirtschaftlichen Bankrott. Die AfD ist ein großes Unglück für Deutsch-
land.“ Er stellte diese unhaltbaren Behauptungen aufgrund von Fake News auf.  
 
Die damalige Fraktionsvorsitzende der Grünen und heutige Ministerin Verena Schäffer griff 
den Sachverständigen der AfD in der Enquete-Kommission II „Krisen- und Notfallmanage-
ment“ in der Debatte an: „Dass die AfD-Landtagsfraktion an einem Sachverständigen festhält, 
der an dem Geheimtreffen teilgenommen hat, wundert eigentlich schon nicht mehr. Nichts 
anderes haben wir erwartet. Aber es muss uns empören und darf uns nicht gleichgültig sein, 
dass hier eine Partei sitzt, die offen rechtsextreme Positionen bezieht.“ 
 
Der FDP-Fraktionsvorsitzende Henning Höne rückte die AfD in die Nähe von Umstürzlern: 
„Egal, um was es geht, ob um die Umsturzfantasien oder um dieses Treffen, ist eines immer 
klar: Es gibt immer eine Verbindung. Der parlamentarische Arm dieser Rechtsextremen sitzt 
leider auch hier im Parlament. Der parlamentarische Arm ist die AfD.” Darüber hinaus warf 
Herr Höne der AfD „Menschenhass“ vor.  
 
Das sind nur kleine Auszüge aus der Debatte. Die vier Fraktionen CDU, SPD, Grüne und FDP 
nutzten diese Fake News zu einem Schlagabtausch gegen rechts und befeuerten somit die 
Spaltung in der Bevölkerung. An keiner Stelle wurde die Frage gestellt, ob das alles überhaupt 
wahr sei, was Correctiv publiziert hatte.  
 
Im Zuge dieser Enthüllungen bezeichnete der Ministerpräsident des Landes Nordrhein-West-
falen Hendrik Wüst die AfD als gefährliche Nazipartei.10 Diese Zuschreibung der AfD hat er 
seitdem regelmäßig wiederholt.  
 
Eine Gleichsetzung der in Deutschland größten Oppositionspartei (AfD) mit der national-sozi-
alistischen Partei, die vor 90 Jahren schlimmste Verbrechen an Millionen Menschen begangen 
hat, kann durchaus als eine Verharmlosung des Holocaust angesehen werden. Sollte der Mi-
nisterpräsident die Täuschung durch Correctiv nicht erkannt haben, besteht die Möglichkeit, 
dass er sein Fehlverhalten einräumt und sich bei den Millionen Wählern der AfD, den inzwi-
schen fast 80.000 Mitgliedern und den Mandatsträgern für seine unangemessenen Vergleiche 
öffentlich zu entschuldigen. 
 
 
Die Geschäftsordnung des Landtages wurde in Folge dieser Veröffentlichungen geändert, um 
den Juristen Dr. Ulrich Vosgerau als von der AfD-Fraktion bestellten Sachverständigen in der 

 
10 https://www.spiegel.de/politik/deutschland/hendrik-wuest-cdu-nrw-ministerpraesident-fordert-eine-allianz-der-
mitte-in-der-migrationspolitik-a-3cc402e5-bad3-4a41-9fbf-22a8845d24be, abgerufen am 20.04.2026 

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/hendrik-wuest-cdu-nrw-ministerpraesident-fordert-eine-allianz-der-mitte-in-der-migrationspolitik-a-3cc402e5-bad3-4a41-9fbf-22a8845d24be
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/hendrik-wuest-cdu-nrw-ministerpraesident-fordert-eine-allianz-der-mitte-in-der-migrationspolitik-a-3cc402e5-bad3-4a41-9fbf-22a8845d24be
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Enquete-Kommission II „Krisen- und Notfallmanagement“ abberufen zu können. Diese Ände-
rung erfolgte gemeinsam durch die Fraktionen von CDU, SPD, Grünen und FDP. In den Ple-
narreden wurde sogar explizit Bezug auf das Treffen in Potsdam als Grund für die Änderung 
der Geschäftsordnung des Landtags genommen.11 
 
Mancher Beobachter hat sogar den Eindruck, dass die Correctiv-Enthüllungen eine neue Wa-
tergate-Affäre in umgekehrter Form sind. Diesmal haben nicht vermeintliche Journalisten po-
litisches Fehlverhalten aufgedeckt, sondern durch ihre manipulierte Arbeit die allgemeine Öf-
fentlichkeit, Politiker und die veröffentlichte Meinung in die Irre geführt und das politische Klima 
nachhaltig vergiftet.12 Diese Falschbehauptungen haben das Land gespalten.  
 
Der Verursacher dieser organisierten Hetzkampagne ist das mit Fördergeldern, Steuerver-
günstigungen und politisch hofierte gemeinnützige Medienunternehmen „Correctiv – Recher-
chen für die Gesellschaft gGmbH“ mit Sitz in Essen. Bewertet man das Handeln der Politiker 
durch die Brille des jüngsten Berliner Urteils, haben sie auf Basis falscher, unvollständiger und 
manipulativ aufbereiteter Informationen der linken Politikaktivisten von Correctiv eine beispiel-
lose staatliche und zivilgesellschaftliche Eskalationsspirale ausgelöst, weshalb ihr Verhalten 
von Beobachtern als Totalversagen in Sachen politischer Sorgfaltspflicht und als unlautere 
Kampagnenführung zu kritisieren ist. 
 
Angesichts der gerichtlichen Einordnung der Correctiv-Recherche schreiben die Revierjourna-
listen Ruhrbarone zum tiefen Fall des Haltungsjournalismus Folgendes: „Es geht um ein jour-
nalistisches Klima, in dem die Wirkung oft wichtiger geworden ist als die saubere Beweisfüh-
rung. Die Recherche sollte offenkundig keinen Sachverhalt aufdecken. Sie sollte ein politi-
sches Signal auslösen. Genau das tat sie auch. Das Land demonstrierte, Theater inszenierten 
den Stoff, die moralische Wucht war enorm. Nur stand diese Wucht am Ende auf einem Fun-
dament, das erkennbar brüchiger war als die öffentliche Aufladung.“13  
 
Deutschland und Nordrhein-Westfalen brauchen mehr objektiven Journalismus mit Rückgrat 
– keine weiteren Politkommissare mit Presseausweis. Ein einseitig politischer Journalismus 
darf zudem nicht durch Steuergelder subventioniert werden. Hierzu gehören auch indirekte 
Subventionierungen über steuerliche Begünstigungen aufgrund der Einstufung als „gemein-
nützige“ Gesellschaft. Die Gemeinnützigkeit endet dort, wo Organisationen aktiv Politik gestal-
ten oder beeinflussen wollen. Mit Beschluss vom 10. Dezember 2020, veröffentlicht am 28. 
Januar 2021, bestätigte der Bundesfinanzhof den Entzug der Gemeinnützigkeit der politischen 
Organisation Attac.14 
 
 
II.  Der Landtag stellt fest: 
 

• Correctiv hat die Öffentlichkeit durch Fake News in die Irre geleitet. 

• Die Abberufung des Sachverständigen aufgrund eines ungeprüften Berichts von Correc-
tiv hat der demokratischen Ordnung des Landtags geschadet. 

• Correctiv darf keinerlei Mittel des Landes mehr für linksradikalen Aktivismus erhalten. 

• Correctiv ist eine Fake-News-Organisation! 

• Correctiv ist nicht gemeinnützig. 

 
11 Plenarprotokoll 18/54  
12 https://www.welt.de/debatte/plus69df529340aab24936cd1db2/deutsche-medien-die-correctiv-katastrophe.html, 
abgerufen am 20.04.2026  
13 https://www.ruhrbarone.de/haltungsjournalismus-nutzt-der-afd/257833/, abgerufen am 23.04.2026 
14 https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110007/  abgerufen 
am 20.04.2026 (Das Urteil fiel 2019. 2020 wurde die Revision abgelehnt) 

https://www.welt.de/debatte/plus69df529340aab24936cd1db2/deutsche-medien-die-correctiv-katastrophe.html
https://www.ruhrbarone.de/haltungsjournalismus-nutzt-der-afd/257833/
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• Die Auftritte des Ministerpräsidenten Hendrik Wüst bei sogenannten „Anti-rechts-De-
mos“ erfolgten auf Grundlage einer von seiner Landesregierung teilfinanzierten Fake-
Story. 

• Die Fraktionen, die für eine Abberufung von Herrn Dr. Ulrich Vosgerau als Sachverstän-
digen gestimmt haben, taten dies offensichtlich aufgrund nicht überprüfter, aber willkom-
mener Falschbehauptungen von Correctiv. 

 
 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf: 
 

• die Vergabe von Steuergeldern an NGOs an strikte und überprüfbare Neutralitätsvorga-
ben zu binden; 

• Organisationen, die wiederholt rechtskräftig zur Unterlassung von Falschbehauptungen 
verurteilt wurden, dauerhaft von staatlicher Förderung, Aufträgen und jeder weiteren Zu-
sammenarbeit auszuschließen; 

• die finanzielle Unterstützung für Correctiv aus dem Landeshaushalt mit sofortiger Wir-
kung einzustellen;  

• sich auf allen staatlichen Ebenen für ein Ende der finanziellen Unterstützung und den 
Stopp jeglicher Zusammenarbeit mit dem Medium Correctiv einzusetzen; 

• zu prüfen, ob und in welchem Umfang landeseigene oder vom Land geförderte Einrich-
tungen, Projekte, Ausstellungen, Bildungsangebote oder Publikationen, Behauptungen 
übernommen oder verbreitet haben, die auf der gerichtlich untersagten Falschbehaup-
tung eines angeblichen „Masterplan“ zur Ausweisung von deutschen Staatsbürgern be-
ruhen; 

• darauf hinzuwirken, dass bundeseigene oder vom Land geförderte Einrichtungen ge-
richtlich untersagte, unzutreffende oder zumindest rechtlich erheblich umstrittene Tatsa-
chenbehauptungen über das sogenannte „Potsdamer Treffen“ künftig nicht weiterver-
breiten; 

• die Gemeinnützigkeit von Correctiv zu überprüfen; 

• Herrn Dr. Ulrich Vosgerau den Verdienstorden des Landes Nordrhein-Westfalen zu ver-
leihen, um den Reputationsschaden, der durch seine Abberufung als Sachverständiger 
entstanden ist, auszugleichen. 

 
 
 
Sven W. Tritschler 
Christian Loose 
Markus Wagner 
Dr. Martin Vincentz 
 
und Fraktion 


